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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


n Nr. 15. TEE 


(Nr. 2450.) Konzeſſions⸗ und Beſtätigungs-Urkunde für die Wilhelms-Bahngeſellſchaſt. 
Vom 10. Mai 1844. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem zum Zwecke der Erbauung und Benutzung einer Eiſenbahn, 
welche fih in der Nähe von Coſel der Ober⸗Schleſiſchen Eiſenbahn anſchließen 
und uͤber Ratibor nach der Landesgrenze bei Oderberg zum Anſchluſſe an die 
Kaiſer⸗Ferdinands⸗Nordbahn fuͤhren ſoll, eine Geſellſchaft mit einem Grund⸗ 
Kapitale von 1,200,000 Thalern gebildet worden ift, wollen Wir zur Ausfuͤh⸗ 
rung der gedachten Eiſenbahn unter der Bedingung: 

1) daß dabei den im militairifhen Intereſſe zu ſtellenden Anforderungen 

und Bedingungen genuͤgt werden muß; ; 
2) daß die Bahn, falls der Bau der Kaifer-Ferdinands - Nordbahn bis 
an die Landesgrenze bei Oderberg bis zum Schluſſe des Jahres 1845. 
j ausgeführt wird, bis zu eben diefem Zeitpunfte fertig zu ftellen ift, 
um 


3) daß in Anfehung der Fahrten auf 1 Bahn ſowohl die Genehmi⸗ 
gung, als auch, um das nothwendige Ineinandergreifen mit den Fahr⸗ 
ten auf anderen Bahnen zu fihern, die Abänderung der Fahrpläne 
Unſerem Finanzminiſter vorbehalten bleibt, 

hiermit Unſere landesherrliche Zuſtimmung ertheilen, indem Wir zugleich beſtim⸗ 
men, daß die in dem Geſetze uͤber die Eiſenbahnunternehmungen vom 3. No⸗ 
vember 1838. ergangenen allgemeinen Vorſchriften, insbeſondere diejenigen uͤber 
11 rpropriation, auf das oben bezeichnete Unternehmen Anwendung finden 
ollen. 

Auch wollen Wir die vorerwaͤhnte Geſellſchaft, unter der Benennung: 

„Wilhelms⸗Bahngeſellſchaft“, als eine Aktien⸗Geſellſchaft nach den Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes vom 9. November 1843. hierdurch beftätigen, und die 
anliegenden, mittelſt gerichtlicher Verhandlung vom 26. Februar d. J. verein⸗ 

barten Statuten dieſer Geſellſchaft mit der Maaßgabe: 
zu §. 3, daß die Betheiligung bei anderen Eijenbahnunternehmungen der 
Genehmigung Unſeres Finanzminiſters bedürfen, und hinſichtlich 
der Fahrpläne die oben feſtgeſetzte Bedingung zur Anwendung Fom- 

men ſoll; 
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zu S. 11., daß die Veräußerung und Vertheilung des Geſellſchaftsvermoͤ⸗ 
gens erſt dann, wenn der Beſchluß wegen Aufloͤſung der Geſellſchaft 
die Genehmigung des Staates erhalten hat, erfolgen darf; 
zu §. 15., daß die Befreiung der urſpruͤnglichen Aktionaire von der Ber- 
pflichtung zu ferneren Einzahlungen nach Einzahlung von 40 Prozent 
des Aktienkapitals nicht ohne Weiteres eintreten ſoll, ſondern hieruͤber 
alsdann erft von dem Direktorium Beſchluß zu faſſen iſt; 
zu S. 48., daß den wirklichen oder ſtellvertretenden Mitgliedern des Direk⸗ 
toriums nicht geſtattet ſeyn ſoll, ſich auf Lieferungsvertraͤge mit der 
Geſellſchaft einzulaſſen oder bei ſolchen zu betheiligen, 
in allen Punkten genehmigen. 
Die gegenwärtige Konzeffions- und Beſtaͤtigungs⸗Urkunde fol nebſt den 
Statuten durch die Geſetzſammlung bekannt gemacht werden. ' 
Gegeben zu Potsdam, den 10. Mai 1844. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Muͤhler. v. Bodelſchwingh. 


Statuten 


der 
Wilhelms ⸗Bahngeſellſchaft. 


Vom 26. Februar 1844. 


8. 1. 
Benennung und Zweck. 

Unter dem Protektorate Seiner Koͤniglichen Hoheit des Prinzen von 
Preußen verbindet fih eine Aktien-Geſellſchaft nach den Beſtimmungen der Ges 
ſetze vom 3. November 1838. und 9. November 1843. zur Errichtung einer 
Eiſenbahn, welche nach ihrem hohen Protektor den Namen 

Wilhelms Bahn 
führt und beſtimmt ift, die Oberſchleſiſche Eiſenbahn mit der Kaiſer⸗Ferdinands⸗ 
Nordbahn im Oderthale zu verbinden. 

Die Bahn ſoll vom Bahnhofe der Oberſchleſiſchen Geſellſchaft zu Kan⸗ 
drzin bei Coſel uͤber Ratibor bis zur Landesgrenze bei Oderberg zum Anſchluſſe 
an die Kaiſer-Ferdinands-Nordbahn gelegt werden. i 


8. 2. 
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8. 2. 

Unveränderlichkeit des Namens und der Abzeichen. 

Falle des Betriebs der Bahn durch einen Anderen, behaͤlt die Wil⸗ 
helms⸗Vahn im äußern Verkehr immer ihre Selbftftändigfeit, in der Art, daß 
alle Akte des Betriebs unter dem Namen der Wilhelms- Bahn und unter 
ihren perſoͤnlichen und ſaͤchlichen Abzeichen ſtattfinden. 


L. 3. 
Art der Benutzung. 

Die Sate wird die Transporte auf der Bahn durch Dampfwagen 
oder andere Befoͤrderungsmittel, entweder fuͤr eigene Rechnung uͤbernehmen, 
auch, wenn ſie es ihrem Intereſſe gemäß findet, oder durch höhere Beſtimmung 
dazu veranlaßt werden ſollte, Anderen die Mitbenutzung der Bahn zu Perſo⸗ 
nen und Waaren⸗Transporten, gegen Entrichtung eines beſtimmten Bahngel- 
des geſtatten, oder den Betrieb der Bahn Anderen zeitweiſe gegen Entgeld uͤber⸗ 
laſſen. Die Geſellſchaft behält fih vor, mit den Unternehmern anderer, mit 
ihrer eigenen Bahn in direkte Verbindung zu ſetzenden Eiſenbahnen uͤber die 
gemeinſchaftliche Benutzung der beiderſeitigen Bahnen, oder einer derſelben, oder 
15 * anderweite Betheiligung bei ſolchen Unternehmungen Vertraͤge zu 

ließen. 

Dem Staate bleibt nicht nur die Genehmigung derartiger Unternehmun⸗ 
gen, ſondern auch die Abaͤnderung der Fahrplaͤne, ſo weit es das nothwendige 
Ineinandergreifen mit den Fahrten auf der Oberſchleſiſchen und Kaifer- gerdi- 
nands⸗Nordbahn betrifft, vorbehalten. 


§. 4. 
Benutzung der Bahn für Militairzwecke. ps% 

1) Die Geſellſchaft verpflichtet ſich, nach dem Verlangen der Militair⸗ 
Verwaltung fuͤr die auf der Bahn zu befoͤrdernden Transporte von Truppen, 
Waffen, Kriegs- und Verpflegungs- Bedürfniffen, fo wie von Mili ir⸗Effek⸗ 
ten jeglicher Art, noͤthigenfalls auch außerordentliche Fahrten einzurichten, und 
zwar dergeſtalt, daß fuͤr dergleichen Transporte nicht bloß die unter gewoͤhnli⸗ 
chen Umſtaͤnden bei den Fahrten zur Anwendung kommenden, ſondern auch die 
ſonſt noch vorhandenen Transportmittel benutzt werden. ; 

Ueber die hierfür zu leiſtende Vergütung, fo wie über eine Ermaͤßi⸗ 
gung der allgemeinen Frachtſaͤtze fuͤr die Transporte von Truppen und von dem 
zum unmittelbaren Gefolge der Truppen gehoͤrenden Kriegs: Material, ift nach 
Maaßgabe der Umſtaͤnde beſondere Vereinbarung zu treffen. 

2) Der Militair⸗Verwaltung bleibt vorbehalten, fih zu ihren Trans- 
porten eigener Transport⸗ und Dampfwagen zu bedienen. In einem ſolchen 
Falle iſt an die Geſellſchaft außer der Erſtattung der Feuerungskoſten ein maͤ⸗ 

iges Bahngeld zu gewähren. Findet daneben noch die Benutzung der Trans- 
— der Geſellſchaft ſtatt, ſo wird dieſelbe nach billig maͤßigen Saͤtzen be⸗ 
onders vergütet. 

3) Die Geſellſchaft wird darauf Bedacht nehmen, eine Anzahl von 
Transportfahrzeugen fo einzurichten, daß ſolche noͤthigenfals auch zum Tran 
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porte von Pferden benutzt werden koͤnnen, auch eine Anzahl von Wagen in 
einer Långe von 12 Fuß zum Gebrauch bei der Abſendung von Militair⸗Effek⸗ 
ten bereit zu halten. | 


§. 5. 
Domizil und Gerichtsſtand. 
Das Domizil der Geſellſchaft, fo wie der Sitz ihrer Verwaltung ift 
Ratibor. Das dortige Koͤnigliche Ober-Landesgericht iſt ihr Gerichtsſtand. 


$. 6. 
Fonds. 

Der zur Ausführung der Bahn, und Anſchaffung des Inventarii, eins 
ſchließlich der erſten Transportmittel und des Betriebskapitals erforderliche Fonds 
wird vorlaͤufig auf 

Eine Million Zwei Hundert Tauſend Thaler Preußiſch Courant 


feſtgeſetzt. N 
Sollte von dem Geſellſchafts-Fonds nach Erreichung des Zweckes, für 
welchen er beſtimmt ift, ein Ueberſchuß verbleiben, fo wird derſelbe den Theil 
nehmern der Geſellſchaft verhaͤltnißmaͤßig zuruͤckgezahlt. A 


§. 7. 
At ken. 

Der Geſellſchafts-Fonds wird durch Aktien e e von de⸗ 
nen jede auf den Inhaber lautend, im Betrage von Einhundert Thalern Preu- 
ßiſch Courant ausgefertigt wird. 

Jeder Zeichner oder Inhaber einer Aktie iſt Mitglied der Geſellſchaft, 
unterwirft ſich dem Statute derſelben und nimmt an dem Gewinne und Der: 
lufte nach Verhaͤltniß feines Aktienbetrages Antheil. Er ſcheidet aus der Ger 
ſellſchaft durch die Veräußerung der Aktie oder Uebertragung der durch die Cin- 
zahlung bedingten Rechte, ſo weit dieſe Uebertragung nach dem Geſellſchafts— 
Statute zulaͤſſig iſt. 

Jeder rechtmaͤßige Erwerber einer Aktie oder der Anrechte aus den Ein⸗ 
zahlungen wird Mitglied der Geſellſchaft. Ueber den Betrag der Aktie hinaus 
iſt kein Aktionair fuͤr die Verbindlichkeiten der Geſellſchaft verhaftet, ſelbſt nicht 
W pen von den Einſchuͤſſen und Aktien bereits erhobenen Zinſen und Divi- 

en. i 


$. 8. 
Keferve Fonds. 

Sobald die Eiſenbahn vollendet und in Betrieb geſetzt ift, wird zu der 
Bildung eines Referoe- Fonds geſchritten. Derſelbe wird durch einen von dem 
Direktorio feſtzuſetzenden Abzug von dem Reinertrage der Bahn gebildet. Er 
darf jedoch ohne ausdruͤckliche Genehmigung des Staats in keinem Falle die 
Summe von Zwanzig Prozent des Anlagekapitals uͤberſteigen. In keinem 
Jahre darf der Zuſchuß zu dieſem Reſerve⸗Jonds mehr als zwei Prozent des 
Anlagekapitals betragen. 

$. 9. 
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$. 9. 
Verwaltung und Verfaſſung. 

Das Intereſſe der Geſellſchaft wird wahrgenommen: 

A. von der Geſammtheit der Aktionaire in den General⸗-Verſammlungen, 
B. durch das Direktorium, 

C. durch einen Ausſchuß, 

D. durch beſondere Beamten. 

Bis zur Wahl des Direktoriums werden die Rechte der Geſellſchaft, 
wie bisher von dem erwaͤhlten Komité wahrgenommen. Alle von demſelben 
im Intereſſe der Geſellſchaft getroffenen Maaßregeln und eingegangenen Ver⸗ 
bindlichkeiten werden als dieſelbe verpflichtend anerkannt. 

Das von dem Komité verwaltete Vermoͤgen wird dem Direktorium 
nach deſſen Zuſammenſetzung uͤbergeben, die von dem Komité zu legende Rech⸗ 
nung aber von dem zu ernennenden Ausſchuſſe revidirt und geprüft. Die Der 
ſchlußnahme uͤber die Decharge bleibt der naͤchſten ordentlichen General⸗Ver⸗ 
ſammlung vorbehalten. 


$. 10. 
Schlichtung von Streitigkeiten. 

Streitigkeiten, welche die Angelegenheiten der Geſellſchaft betreffen, es 
ſey zwiſchen der Geſellſchaft und ihren Aktionairen, Vertretern oder Beamten, 
oder unter dieſen Perſonen ſelbſt, follen jederzeit durch Schiedsrichter entſchieden 
werden, von denen jeder ſtreitende Theil einen erwaͤhlt, und welche bei Mei⸗ 
nungsverſchiedenheit einen Obmann ernennen. Gegen den ſchiedsrichterlichen 
Ausſpruch findet kein Rechtsweg ſtatt, den Fall der Nichtigkeit des Ausſpruchs 
ausgenommen; in dieſem findet die $. 172. u. 174. seg. lit. 2. Thl. I. der Allge⸗ 
meinen Gerichts-Ordnung offen gelaſſene Berufung auf den ordentlichen Richter 
ſtatt. Fuͤr das Verfahren der Schiedsrichter ſind die Beſtimmungen des 
§. 167. seg. l. c. maaßgebend. Verzoͤgert einer der ſtreitenden Theile auf die 
ihm durch einen Notarius oder gerichtlich inſinuirte Aufforderung des Gegners 
die Ernennung eines Schiedsrichters laͤnger als acht Tage, ſo muß er ſich ge⸗ 
fallen laſſen, daß der andere beide Schiedsrichter ernennt. 

Können ſich die Schiedsrichter über die Wahl des Obmanns nicht ver⸗ 
einigen, ſo hat jeder einen ſolchen zu ernennen, und es entſcheidet zwiſchen beiden 
das Loos. Zögert aber ein Schiedsrichter mit Ernennung des Obmanns laͤn⸗ 

er als acht Tage auf die ihm gerichtlich oder durch einen Notar inſinuirte Auf⸗ 
orderung dazu, ſo entſcheidet der Obmann des andern Theils. 

Dieſe ftatutenmäßige Beſtimmung vertritt die Stelle eines unter den 
Parteien abzuſchließenden Kompromiſſes. ; 

Die zur Herbeifuͤhrung der kompromiſſariſchen Entſcheidung Seitens der 
Geſellſchaft erforderlichen Einleitungen und die Ausfuͤhrung des Verfahrens ſind 
dem Syndikus der Geſellſchaft ſelbſtſtaͤndig übertragen. 

$. 11. 
Auflöſung der Geſellſchaft. 
} Die Auflöfung der Geſellſchaft kann nur in einer ausdruͤcklich zu dieſem, 
in der Einladung auszuſprechenden Zwecke zuſammenberufenen General⸗Verſamm⸗ 
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lung, in der im S. 31. beſtimmten Art, vorbehaltlich der Genehmigung des 
Staats beſchloſſen werden. Iſt dieſes geſchehen, ſo wird das geſammte Eigen⸗ 
thum der Geſellſchaft in der von derſelben General⸗Verſammlung zu beſchließen⸗ 
den Art veräußert und der Erlös, nach Berichtigung der Schulden nach Beob⸗ 
achtung der im Geſetze vom 9. November 1843. vorgeſchriebenen Foͤrmlichkeiten 
auf ſaͤmmtliche Aktien gleichmaͤßig vertheilt. 


Beſondere Beſtimmungen. 
A. Von den Aktien und Dividenden. 


$. 12. 
Ausfertigung. 

Die Aktien werden ſtempelfrei ausgefertigt und erſt dann ausgegeben, 
wenn der volle Betrag zur Geſellſchafts-Kaſſe berichtigt iſt. ; 

Sie find untheilbar. Die Aktie wird von drei Mitgliedern des Diref- 
toriums oder deren Stellvertretern und dem Haupt-Rendanten unterſchrieben. 

$: 13. 
Quittungsbogen. 

Bis zur Ausfertigung der Aktien werden ſtatt derſelben mit Nummern 
bezeichnete Quittungsbogen uͤber jeden Aktienbetrag von 100 Thalern ausgegeben, 
auf denen uͤber die Einzahlung quittirt wird. Dieſe Quittungsbogen werden auf 
den Namen des erſten Zahlungsleiſters ausgeſtellt und wie die Aktien unterzeichnet. 

§. 14. - 
Einzahlung der Aktienbeträge. 

Das Direktorium ſetzt die Hoͤhe und den Zeitpunkt jeder auf das Aktien⸗ 
kapital zu leiſtenden Einzahlung feſt, von denen aber keine 15 Prozent uͤberſtei⸗ 
gen darf. Die Einforderung geſchieht durch mindeſtens zweimalige Bekannt⸗ 
machungen in den $. 24. bezeichneten Zeitungen, dergeſtalt, daß die zweite In⸗ 
fertion vier Wochen vor dem Einzahlungstermine erfolgen muß. 

$. 15. 
Verpflichtung der urſprünglichen Aktionaire. 

Die urſpruͤnglichen Aftionaire haften fúr den vollen Nominalbetrag ihrer 
Aktien und koͤnnen ſich von dieſer Verpflichtung durch Uebertragung ihrer Rechte 
an Andere nicht befreien, ſo lange noch nicht 40 Prozent eingezahlt ſind. Bis 
dahin werden alle Einzahlungen als fuͤr Rechnung des urſpruͤnglichen Aktionairs 
geleiſtet, angeſehen und die Geſellſchaft iſt von etwaigen Zeſſionen des Quit⸗ 
tungsbogens Kenntniß zu nehmen nicht verbunden ] 

Sobald aber 40 Prozent des Kapitals n eingezahlt ſind, 
wird der urſpruͤngliche Aktionair von der ferneren Verpflichtung frei. 


$: 16. 
Folgen der Nichteinzahlung vor Entlaſſung der urſprünglichen Aktionaire. 
Zahlt ein Aktionair einen eingeforderten Einſchuß nicht ſpaͤteſtens am letz⸗ 
ten Zahlungstage (S. 14.) ein, fo. verfällt er für. jeden Aktienbetrag per 100 
Thaler, bei welchem der Verzug eintritt, in eine Konventionalſtrafe von go 
Y As 
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Thalern, welche die Geſellſchaft außer der rückftändigen Rate und den geſetzlichen 
Verzugszinſen von ihm einzuziehen befugt ift ($. 10.). 

Es ſteht ihr aber auch frei, inſofern triftige Gruͤnde vorhanden ſind, den 
Aktionair ohne prozeſſualiſches Verfahren feines Rechts aus der Zeichnung und 
resp. den bereits geleiſteten Einzahlungen für verluſtig zu erklaren, den etwa 
ausgehaͤndigten Quittungsbogen zuruͤckzufordern und nach erfolgter Ablieferung 
u kaſſiren. ; 

et der Quittungsbogen binnen acht Tagen nach einmaliger, durch die 
8. 24. bezeichneten Zeitungen erlaſſener Aufforderung nicht ein, fo wird er für 
annullirt erklaͤrt, und daß dies geſchehen, unter Angabe der Nummer auf gleiche 
Weiſe oͤffentlich bekannt gemacht. An der Stelle des kaſſirten oder annullirten 
Quittungsbogens wird alsdann ein anderer ausgefertigt und durch einen verei⸗ 
digten Maͤkler an der Boͤrſe zu Breslau fuͤr Rechnung des ausgeſchloſſenen 
Aktionairs verkauft. ie e ; ; 

Aus der Loͤſung wird die ruͤckſtaͤndige Rate nebft Zinſen, und die Kon- 
ventionalſtrafe, fo weit es möglich, berichtigt; der Aktionair bleibt aber für den 
etwaigen Ausfall, fo wie für, die ferneren Einzahlungen bis zu dem Zeitpunkte, 
sch die Kran = urſpruͤnglichen Aktionaire aufhört (S. 15.), der Gefell 

aft perſoͤnlich verpflichtet. 5 
— — er jedes Anrecht auf den etwaigen Ueberſchuß und dieſer 
fließt zu der Geſellſchaftskaſſe. 
8. 17. 
Interimsbeſcheinigung. 

Kann ein Aktionair bei Einzahlungen, wegen welcher er der urſpruͤnglichen 
Verpflichtung noch nicht entlaſſen iſt, den Quittungsbogen nicht vorlegen, ſo 
empfaͤngt er uͤber die geleiſteten Zahlungen Interimsbeſcheinigungen, welche auf 
den Namen des Zahlenden ausgeſtellt und gegen deren Ruͤckgabe die Quittungen 
auf den vorgelegten Bogen vermerkt werden. 

$. 18. 
Folgen der Nichteinzahlung nach Entlaſſung der urſprünglichen Aktionaire. 

Nach erfolgter Entlaſſung der urſpruͤnglichen Aktionaire aus der perſoͤn⸗ 
lichen Verbindlichkeit gegen die Geſellſchaft (S. 15.) ift nur der Vorzeiger eines, 
die früher berichtigten Einſchuͤſſe nachweiſenden, auf feinen Namen ausgeſtellten, 
oder ihm gehoͤrig zedirten Quittungsbogens als deſſen Eigenthuͤmer legitimirt. 
Die ferneren Einfhüffe auf einen ſolchen Bogen werden daher nur bei Pro⸗ 
duktion deſſelben angenommen. i 

Wird ein ſolcher Einſchuß nicht fpåteftens bis zum letzten Zahlungstage 
(S. 14.) geleiftet, fo wird unter einmaliger öffentlicher Bekanntmachung durch 
die §. 24. bezeichneten Zeitungen der Inhaber unter Angabe der Nummer des 
Quittungsbogens, bei welchem der Verzug eingetreten iſt, aufgefordert, die ſchul⸗ 
dige Rate nebſt einer Konventionalſtrafe von zwei Prozent des vollen Nominal⸗ 
betrages, fuͤr welchen der Quittungsbogen ausgefertigt iſt, einzuzahlen. 

Erfolgt auch dann innerhalb vier Wochen nach ergangener Bekannt⸗ 
machung nicht die enden A der ruͤckſtaͤndigen Quote und der Strafe, ſo verfallen 
die auf den betreffenden Quittungsbogen gemachten Einſchuͤſſe der Geſellſchaft, 

der 
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der Bogen felbft wird für erloſchen erklärt und die hierdurch wegfallende Aktien⸗ 
Nummer wird oͤffentlich bekannt gemacht. An die Stelle des annullirten Quit⸗ 
tungsbogens wird ein anderer, welcher die naͤmlichen Rechte und Pflichten, wie 
der fruͤhere begruͤndet, ausgefertigt, und zum Beſten der Geſellſchaft oͤffentlich 
oder an der Breslauer Boͤrſe durch einen vereideten Maͤkler verkauft. 


§. 19. 
Ausfertigung und Aushändigung der Aktien. 
Nach erfolgter Einzahlung des ganzen Nominalbetrages eines Quittungs⸗ 
bogens wird dem darin benannten Aktionaire oder demjenigen, welcher ſich durch 
Zeſſion als deſſen rechtmaͤßiger Beſitzer ausweiſet, gegen Ruͤckgabe deſſelben die 


Aktie ausgehaͤndigt. 
Die Richtigkeit und Vollſtaͤndigkeit der Zeſſion eines Quittungsbogens 


zu pruͤfen, iſt die Geſellſchaft zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet. 


§. 20. 
Zinſen der Einzahlungen. 

Die Einzahlungen der Aktionaire werden mit vier Prozent jaͤhrlich vers 
zinſet. Die Berichtigung dieſer Zinſen bis zur letzten Theilzahlung geſchieht 
durch Abrechnung auf die jedesmaligen ferneren Theilzahlungen. Die uͤber die 
letzteren auf dem Quittungsbogen zu vermerkenden Beſcheinigungen enthalten 
daher zugleich den Beweis der erfolgten Berichtigung der von den früheren 
Einſchuͤſſen bis dahin abgelaufenen Zinſen. Durch a eines Quittungsbo⸗ 
gens wird das Recht auf die Zinſen der Einſchuͤſſe ohne Weiteres mit uͤber⸗ 
tragen. 

$. 21. 
Dividenden. 

Vom Zeitpunkte der erfolgten gaͤnzlichen Berichtigung der Aftieneinzah- 

lung dauert die Verzinſung zu vier Prozent in halbjaͤhrigen Raten bis zum 
. Dezember 1845., von welchem ab die Dividenden an die Stelle der Zin- 
en treten. 
Fuͤr jede Aktie werden Zinskoupons bis zum Ablaufe des Jahres 1845. 
ausgefertigt. Vom 1. Januar 1846. ab werden Dividendenkoupons ausgege⸗ 
ben. Dieſe werden auf eine angemeſſene Zahl von Jahren ausgefertigt, und 
ihre Anzahl auf der Aktie vermerkt. Auf diefe Zins oder Dividendenkoupons 
wird nach einmaliger öffentlicher Aufforderung durch die im $. 24. bezeichneten 
Zeitungen der jedesmalige Betrag der halbjährigen Zinſen oder einjaͤhrigen Di⸗ 
vidende bei der Geſellſchaftskaſſe erhoben. Nach Ablauf des letzten Jahres 
werden die Dividendenſcheine durch neue erſetzt. 


. 22. 
N Verfall der Koupons. 

Zins» und Dividendenkoupons, welche innerhalb vier Jahren von der 
Verfallzeit abgerechnet, nicht zur Erhebung präfentirt werden, oder über deren 
erfolgte Amortiſation nicht ein rechtskraͤftiges Praͤkluſtonsurtel innerhalb deſſelben 
Zeitraums beigebracht wird, verfallen zum Vortheil der Geſellſchaft. 

§. 23. 
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$. 23. 
- Deffentliches Aufgebot und Amortiſation. 
Aktien⸗, Zins⸗ und Dividendenkoupons werden erſt dann durch neue er⸗ 
ſetzt, wenn daruͤber ein gerichtliches Amortiſationserkenntniß beigebracht wird. 
Der Gerichtsſtand fuͤr dieſe Aufgebote iſt das Koͤnigliche Oberlandesge⸗ 
richt in Ratibor. Auch verlorene Quittungsbogen werden nur nach geſetzlicher 
Amortiſirung durch neue erſetzt. 


B. Von den Generalverſammlungen. 
§. 24. 
Berufung der Generalverſammlungen. 

: Die Generalverſammlungen werden in Ratibor gehalten und von dem 
Direktorio einberufen. Die Einladung erfolgt unter kurzer Angabe der Haupt⸗ 
egenftände durch zweimalige Bekanntmachung in den zu Breslau erſcheinenden 

Zeitungen, in der allgemeinen Preußiſchen Zeitung, in der Augsburger allgemei- 

nen Zeitung und in dem Oberſchleſiſchen Anzeiger. Die zweite Inſertion muß 

ſpaͤteſtens vierzehn Tage vor dem Tage der Verſammlung erfolgen. 
$: 25. 
Ordentliche Generalverſammlungen. 

Ordentliche Generalverſammlungen finden jaͤhrlich im Monat April oder 
fade 12 Regelmaͤßige Gegenſtaͤnde der Berathung und Beſchlußnahme der⸗ 
elben ſind: 

1) Erſtattung des Berichts des Direftorii über die Geſchaͤſte des verz 

fioffenen Kalenderjahres unter Vorlegung der Bilanz dieſes Jahres; 

2) Erſtattung des Berichts des Ausſchuſſes uͤber die Pruͤfung der Bilanz 
des verfloſſenen Jahres; 

3) Entſcheidung uͤber die von dem Ausſchuſſe gegen die Bilanz gezogenen 
Monita und Ertheilung der Decharge; 

4) Ergaͤnzungswahl des Direftorii und des Ausſchuſſes für das naͤchſte 
mit dem 1. Juli beginnende Jahr; 

5) Beſchlußnahme uͤber diejenigen Angelegenheiten, welche der General⸗ 
Verſammlung von dem Direktorio oder von einzelnen Aktionairen zur 
Entſcheidung vorgelegt werden. 

$. 26. 
Anträge einzelner Aktionaire. 

Beſondere Antraͤge einzelner Aktionaire an die Generalverſammlung 
muͤſſen fpäteftens vierzehn Tage vor der Generalverſammlung dem Direktorio 
ſchriftlich mitgetheilt werden, widrigenfalls dem Direktorio freiſteht, die Beſchluß⸗ 
nahme daruͤber bis zur naͤchſten Generalverſammlung zu vertagen. 

$. 27. 
Notbwendigkeit der Berufung der Generalverſammlungen. 

Erforderlich ift der Beſchluß einer Generalverſammlung: 

1) für die im §. 25. sub 3. und A. angeführten Gegenſtaͤnde; 

2) zur Ausdehnung der Geſchaͤfte der Geſellſchaft über die in dem S$. 3. 
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beſtimmten Grenzen, insbeſondere zur Anlegung von Zweig- und Der: 
bindungsbahnen; 
3) zur Vermehrung des Aktienkapitals und zur Kontrahirung von Dar⸗ 
lehnen über den im F. 6. feſtgeſetzten und resp. nach sub 2. noch feft- 
zuſetzenden Geſellſchaftsfonds; 
4) zu Abaͤnderungen und Ergaͤnzungen des Geſellſchaftsſtatuts; 
5) zur Aufhebung der Beſchluͤſſe früherer Generalverſainmlungen; 
6) zur Aufloͤſung der Geſellſchaft, und 
7) ſo oft es das Direktorium oder der Ausſchuß fuͤr noͤthig erachtet. 
Zur Guͤltigkeit der Beſchluͤſſe ad 2. 3. A. und 6. ift die Genehmigung 
des Staats erforderlich. 
§. 28. 
Theilnahme und Stimmenzählung. 

An den Verhandlungen in den Generalverſammlungen koͤnnen ſaͤmmt⸗ 
Hi Aktionaire Theil nehmen, die Berechtigung zur Stimmgebung bei den Be⸗ 
ſchluͤſſen aber iſt von dem Bay von zehn Aktien abhängig. Dieſelbe ſteigt 
um je eine Stimme fuͤr jede ferneren zehn Aktien bis zu zehn Stimmen ein⸗ 
ſchließlich. Eine groͤßere Anzahl von Stimmen kann kein Aktionair fuͤr ſich in 
Anſpruch nehmen. Bei Zählung der Stimmen werden die eigenen des Aktio⸗ 
nairs mit denen ſeiner Machtgeber dergeſtalt zuſammengerechnet, daß ein in der 
Verſammlung anweſender Aktionair für fih und als Bevollmaͤchtigter anderer 
Aktionaire hoͤchſtens zehn Stimmen erhaͤlt. 


§. 29. 
Legitimation der Stimmberechtigten. 

Der Generalverſammlung beizuwohnen und die nach der Beſtimmung 
des F. 28. zuſtehenden Stimmen abzugeben find nur diejenigen berechtigt, welche 
ſpaͤteſtens acht Tage vor der Verſammlung die auf ihren Namen lautenden 
oder ihnen gehoͤrig zedirten Quittungsbogen oder die ſtatt derſelben bereits aus⸗ 
gefertigten Aktien in dem Buͤreau der Geſellſchaft produziren, oder ſonſt auf 
ai der Direktion genuͤgende Weiſe die am dritten Orte erfolgte Niederlegung 

weiſen. S | 
leichzeitig muß jeder Aktionair ein von ihm unterſchriebenes Verzeichniß 
der Nummern ſeiner Quittungsbogen oder Aktien in zwei Exemplaren uͤbergeben, 
von denen das eine zuruͤckbleibt, das andere mit dem Siegel der Geſellſchaft 
und dem Vermerke der Stimmenzahl verſehen ihm zuruͤckgegeben wird. Dies 
letztere dient als Einlaßkarte in die Verſammlung. 
S. 30. 
Vertretung. 
Es ift jedem Aktionair geſtattet, fih durch einen, aus der Zahl der uͤbri⸗ 
en Aktionaire gewaͤhlten Bevollmaͤchtigten, deffen Vollmachtsauftrag durch 
ſchriſtiche Vollmacht nachgewieſen werden muß, vertreten zu laſſen. Dieſe 
Vollmacht muß fpäteftens am Tage vor der Verſammlung in dem Buͤreau der 
Geſellſchaft niedergelegt und die Legitimation des Vollmachtsausſtellers auf die 
im $. 29. vorgeſchriebene Weiſe geführt werden. 
Mo⸗ 
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Moraliſche Perſonen werden durch einen Bevollmächtigten. vertreten, we 
cher entweder aus der Zahl ihrer Repräſentanten erwaͤhlt, oder ein Mona 
fein muß. Handlungshaͤuſer konnen durch ihre Prokuratraͤger, ſelbſt wenn Dials 
nicht Aftionaire find, vertreten werden. Minderjährige und Ehefrauen dürfen 
durch ihre reſp. Vormünder und Ehemänner, wenn dieſe auch nicht ſelbſt Ak⸗ 
tionaire find, und ohne daß es für dieſelben einer Vollmacht oder reſp. vorz 
mundſchaftlichen Autoriſation bedarf, vertreten werden. 
$ 31. 
Gang der Verhandlung. 


Der Vorſitzende des Direktoriums leitet die Verſammlung. Er beſtimmt 
insbeſondere die Folgeordnung der zu verhandelnden Gegenſtaͤnde, ertheilt und 
nimmt das Wort und leitet das Verfahren bei der Diskuſſion und Abſtim⸗ 
mung. Die Beſchluͤſſe werden durch die abſolute Stimmenmehrheit der Aktio⸗ 
naire gefaßt. Eine Ausnahme findet ſtatt, bei den Beſchluͤſſen, welche eine Ab⸗ 
änderung des Statuts, oder Auflöfung der Geſellſchaft feſtſetzen, indem ein ſolcher 
Beſchluß nur durch eine Majoritaͤt von zwei Drittheil der anweſenden und durch 
ſie vertretenen Mitglieder gefaßt werden kann. Bei Stimmengleichheit giebt die 
Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


§. 32. 
Art der Wahl der Nepräſentanten der Geſellſchaft. 

Bei dem Eintritte in die Wahlverſammlung erhaͤlt jeder Stimmberech⸗ 
tigte ein Verzeichniß der nach S. 29. legitimirten und nach S. 36. waͤhlbaren 
Aktionaire. Bei der Wahl der Repraͤſentanten der Geſellſchaft in der jaͤhrlichen 
ordentlichen General⸗Verſammlung findet folgendes Verfahren ſtatt: ; 

a) die Wahl erfolgt durch vier befondere Skrutinien; ſo daß zunaͤchſt die 
Mitglieder des Direktorü, hierauf deren Stellvertreter, ſodann die 
5 des Ausſchuſſes und endlich deren Stellvertreter gewaͤhlt 
werden; 
die Wahl erfolgt durch Stimmzettel, auf denen jeder Aktionair eine 
der Anzahl der zu Erwaͤhlenden gleiche Zahl wahlfaͤhiger Geſellſchafts⸗ 
Mitglieder vermerkt, und ſeine Unterſchrift, ſo wie die Zahl der durch 
ihn ausgeuͤbten Stimmen beifuͤgt; 

c) Stimmzettel, welche nicht unterſchrieben ſind, desgleichen einzelne nach 
§. 36. unſtatthafte Wahlen bleiben unberuͤckſichtigt; 

d) der Vorſitzende ernennt aus der Verſammlung zwei Kommiſſarien, 
welche unter Zuziehung des Syndikus oder deſſen Stellvertreters nach 
jedesmaligem Skrutinium die Unterſchrift der Stimmzettel und die 
beigefügte Stimmenzahl nach dem angefertigten Verzeichniſſe der ans 
weſenden Aktionaire prüfen und nach erfolgter Verifikation den Inhalt 
der Stimmzettel unter Verſchweigung des Namens des Stimmgebers 
laut vorleſen; f i | 

e) das Reſultat der Abſtimmung wird hiernaͤchſt in das über die Ver⸗ 
handlung aufgenommene Protokoll regiſtrirt, die Stimmzettel aber werz 
den mit dem Siegel der Geſellſchaft verſchloſſen und aſſervirt. 

Sollte einer oder mehrere der Gewaͤhlten die Annahme des Amtes aug- 
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ie en, was angenommen wird, fofern fie fih nach erfolgter Notiſizirung der 
ab! zur Uebernahme des Amtes nicht binnen acht Tagen ſchriftlich bereit er⸗ 
klaͤrt haben, ſo treten die reſp. gewaͤhlten Stellvertreter nach der Reihefolge der 
erhaltenen Stimmenzahl ein und in das Amt der einruͤckenden Stellvertreter 
treten in gleicher Weiſe diejenigen ein, welche nach ihnen die meiſten Stimmen 
erhalten haben. 0 

Bei einer eintretenden Stimmengleichheit bei der Wahl entſcheidet über 
die Priorität das Loos, nach der von dem Vorſitzenden in der Verſammlung 
ſelbſt zu treffenden Anordnung. 

$. 33. 
Protokoll. 

Ueber die Verhandlung wird ein Protokoll von dem Syndikus der Ges 
ſellſchaft oder deffen Stellvertreter aufgenommen, welches von den anweſenden 
Mitgliedern des Direktoriums und fünf ſonſtigen Aktionairen unterſchrieben wird. 
Das Protokoll, welchem ein von den anweſenden Mitgliedern zu beglaubigendes 
Verzeichniß der erſchienenen Aktiongire und deren Stimmenzahl beizufuͤgen ift, 
ha! vollkommen beweiſende Kraft für den Inhalt der von der Geſellſchaft ges 
aßten Beſchluͤſſe. 


C. Von den Repraͤſentanten und Beamten der Geſellſchaft. 


J. Von dem Direktorium. 
§. 34. 
Zweck und Umfang. 

Das Direktorium iſt der Repraͤſentant der Geſellſchaft in ihren inneren 
und aͤußeren Rechten. 

$. 35. 
Zuſammenſetzung. 

Das Direktorium beſteht aus ſieben Mitgliedern und einer gleichen An- 
zahl von Stellvertretern, dazu beſtimmt, um ein zeitweiſe behindertes Mitglied 
zu vertreten. 

$. 36. 
Wählbarkeit. 

Die Mitglieder des Direktoriums und deren Stellvertreter muͤſſen in 
Ratibor oder den landraͤthlichen Kreiſen Ratibor, Rybnik, Coſel, Leobſchuͤtz einen 
Wohnſitz haben. Die Direktoren und deren Stellvertreter muͤſſen ſpaͤteſtens 
vierzehn Tage nach Annahme der Wahl fuͤnf Aktien oder Quittungsbogen in 
der Kaſſe der Geſellſchaft niederlegen, wo ſie waͤhrend der Dauer des Amtes 
aſſervirt werden. Nicht waͤhlbar ſind: 

1) beſoldete Beamte der Geſellſchaft, N ; 

2) Interdizirte, fo wie diejenigen, welche ihre Zahlungen eingeſtellt, und 

fih nicht vollſtaͤndig mit ihren Glaͤubigern regulirt haben. 


§. 37. 
| Vorſitz. 
Das Direktorium waͤhlt aus feiner Mitte durch abfolute Stimmenmehr— 


heit einen Praͤſes und einen Vizepraͤſes. Der Praͤſes leitet die Berathung und 
er⸗ 


ernennt die für beſondere Geſchaͤfte erforderlichen Kommiſſionen. Der Vize⸗ 
Praͤſes vertritt den Praͤſes in Abweſenheits⸗ oder Verhinderungsfaͤllen. 


$. 38. 
5 Stellvertreter. 

Die Stellvertreter haben das Recht und die Pficht, den Verhandlun⸗ 
gen des Direktoriums beizuwohnen und ihre Anſicht uͤber die verhandelten Ge⸗ 
genftände auszuſprechen. Sie haben aber nur inſofern eine entſcheidende Stimme, 
als eines oder mehrere der Mitglieder des Direktoriums an der Verſammlung 
Theil zu nehmen gehindert ſind. In einem ſolchen Falle treten die Stellver⸗ 
treter nach der Reihefolge der Stimmenzahl, durch welche ſie von der General⸗ 
Verſammlung erwaͤhlt worden ſind, in Funktion. 


$. 39. 
Sitzungen. 

Das jedesmalige Direktorium beſtimmt die ordentlichen Sitzungen; außer⸗ 
ordentliche aber der Vorſitzende, fo oft es derſelbe für noͤthig erachtet, oder drei 
Mitglieder es verlangen. 

Die Faſſung der Beſchluͤſſe erfolgt durch Stimmenmehrheit, wobei für 
den Fall der Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag giebt. 

In dem Protokolle muͤſſen die anweſenden Direktoren und ee 
Stellvertreter nahmhaft gemacht werden, welche bei den Abſtimmungen entſchei⸗ 
dende Stimmen abzugeben berufen waren. ai 

Zur Faſſung eines gültigen Beſchluſſes find mindeſtens fünf Mitglieder, 
unter welchen ſich hoͤchſtens zwei Stellvertreter befinden, erforderlich. Das Pro: 
tokoll über die Sitzung führt der Syndikus der Geſellſchaft, in Verhinderungs⸗ 
Faͤllen der General⸗Sekretair. 

$. 40. 
Rechte und Pflichten des Direktoriums. 

Das Direktorium leitet ſelbſtſtaͤndig ſaͤmmtliche inneren und dußeren An- 
gelegenheiten der Geſellſchaft, fo weit dieſelben nicht zum ausſchließlichen Reſſort 
des Ausſchuſſes gehören, und hat die Genehmigung der General⸗Verſammlung 
nur in denen im Statute ausdruͤcklich bezeichneten Fällen einzuholen. 

Es bringt feine Beſchluͤſſe und die der General⸗Verſammlung in Aug- 
führung. Es erhebt und verwaltet das Aktienkapital, die Bahn⸗ und Trans⸗ 
portgelder und alle ſonſtigen Einnahmen der Geſellſchaft, bewirkt die Ausgaben, 
errichtet und beaufſichtigt eine vollſtaͤndige Buch- und Rechnungsfuͤhrung über 
die Geſchaͤfte und Gelder der Geſellſchaft, legt aljährlih Rechnung und fertigt 
die Bilanze zur Mittheilung an die General⸗Verſammlung und an die Regie- 
rung. Es erwirbt fuͤr die Geſellſchaft die für ihren Zweck erforderlichen Grund- 
ſtuͤcke, bewirkt die vollſtaͤndige Erbauung der Bahn nach dem von ihm feſtzu⸗ 
ſetzenden Bauplane, die Unterhaltung der noͤthigen Gebäude, fo wie die An- 
ſchaffung und Unterhaltung der Materialien, Transportmittel und Utenſilien; es 
organiſirt und leitet den Transportbetrieb, beſtimmt die fuͤr den Betrieb erfor⸗ 
derlichen perſoͤnlichen und ſaͤchlichen Abzeichen, ernennt die Beamten, giebt ihnen 
Geſchaͤfts⸗Inſtruktionen, beaufſichtigt und entlaͤßt fie. Es ſchließt alle im Zwecke 
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der Geſellſchaft liegenden Kauf⸗ und Verkauf⸗, Tauſch⸗, Erbpacht, Erhzins⸗, 
Zeitpacht⸗, Mieth⸗, Engagements⸗, Anleihe⸗, Lieferungs⸗, Bauverdingungs⸗ und 
ſonſtigen Vertraͤge jeder Art im Namen der Geſellſchaft und repraͤſentirt die⸗ 
ſelbe in allen Verhaͤltniſſen nach Außen auf das Vollſtaͤndigſte mit allen einem 
unumſchraͤnkten Handlungsdisponenten in §. 501. 502. Tit. 8. Thl. II. Allg. 
Landr. beigelegten VBefugniſſen. Insbeſondere ift es legitimirt, die Geſellſchaft 
bei allen gerichtlichen Verhandlungen, auch in Prozeſſen zu vertreten, Exekutionen 
aller Art und auch Subhaſtationen zu beantragen, Eide zu leiſten, Eide zu er⸗ 
laffen oder für geſchworen anzunehmen, ſchieds richterlicher Entſcheidung fih zu 
unterwerfen, Vergleiche zu ſchließen, Rechte abzutreten, oder Verzicht darauf zu 
leiſten, Remunerationen zu bewilligen, Veraͤußerungen beweglicher und unbeweg⸗ 
licher Sachen vorzunehmen, Eintragungen jeder Art und Loͤſchungen in den 
Hypothekenbuͤchern zu beantragen und zu bewilligen, auch fuͤr einzelne Angele⸗ 
genheiten einen oder mehrere Bevollmaͤchtigte mit Subſtitutions-Vefugniß nach 
freier Wahl zu beſtellen. Ueberhaupt ift das Direktorium mit allen Befugniffen 
verfehen, welche das Geſetz vom 9. November 1843. dem Vorſtande einer Aktien⸗ 
Geſellſchaft beilegt. 
§. 41. 
Aufnahme der Bilanze. 

Die in den SS, 2. und 24. des Geſetzes vom 9. November 1843. vor- 
geschriebene Bilanze wird nach den Grundſaͤtzen kgufmänniſcher Buchfuͤhrung 
aufgenommen. 


§. 42. 
Legitimation des Direktoriums. 

Zur Ausuͤbung aller dem Direktorium beigelegten Befugniſſe wird daſſelbe 

gegen dritte Perſonen und Behörden durch ein Atteſt legitimirt, welches vor Ge⸗ 
richt oder Notar auf Grund der zur Einſicht vorgelegten Wahlverhandlungen 
daruͤber zu ertheilen iſt, aus welchen Perſonen in dem laufenden Jahre das 
en an ordentlichen Mitgliedern und deren Stellvertretern zuſammen⸗ 
geſetzt iſt. ; 
Den Nachweis, daß das Direktorium innerhalb der ihm ſtatutenmaͤßig 
zuſtehenden Befugniſſe handelt, ift daſſelbe gegen dritte Perſonen und Behörden 
niemals zu fuͤhren verpflichtet. Daſſelbe verbindet durch ſeine Handlungen die 
Geſellſchaft gegen Dritte unbedingt, ohne daß es darauf ankommt, welche Der 
ſchraͤnkungen ihm durch das Statut oder ſonſt geſtellt ſeyn möchten. 

Zu allen ſchriftlichen Verpflichtungen ift unbedingt die Zuziehung und 
Unterſchrift von fünf Mitgliedern des Direktoriums oder deren Stellvertretern 
mit Ausſchluß des §. 12. gedachten Falles erforderlich und ausreichend. 

§. 43. 
Dauer des Amtes. 

Die Amtsdauer, ſowohl der Mitglieder des Direktorü als der Stell⸗ 
vertreter ift eine dreijaͤhrige. Eine Ausnahme us findet nur in den erſten 
zwei Jahren ſtatt. Es ſcheiden naͤmlich am 1. Juli 1845. zwei Mitglieder des 
Direktoriums und zwei Stellvertreter nach der Beſtimmung des Looſes aus. 
Eben ſo viele ſcheiden am 1. Juli 1846. aus, und die uͤbrig bleibenden drei 
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Mitglieder des Direktoriums und der Stellvertreter am 1. Juli 1847. Hier⸗ 
auf ſcheiden regelmaͤßig diejenigen Mitglieder des Direktoriums und Stellver⸗ 
treter aus, deren dreijährige Amtszeit abgelaufen ift, fo daß die Generalver- 
ammlung in zwei auf einander folgenden Jahren je zwei Direktoren und zwei 
Stellvertreter, im dritten aber drei Direktoren und drei Stellvertreter zu waͤh⸗ 
len hat. Die Ausſcheidenden find wiederum waͤhlbar. 


§. 44. 
Austritt. 


eder Direktor und jeder Stellvertreter kann ſein Amt nach vorgaͤngi⸗ 
ger vierwoͤchentlicher ſchriftlicher Aufkuͤndigung niederlegen. Ein teen > 
Ausſcheiden tritt ein bei Aufgebung des Wohnſitzes innerhalb der §. 36. be⸗ 
nannten Kreiſe und wenn während der Geſchaͤftsfuͤhrung ein Hinderniß der 
$. 36. gedachten Art eintritt, oder wenn ein Direktor oder Stellvertreter an 
Lieferungsgeſchaͤften fuͤr die Bahn Antheil nehmen ſollte, ohne der Direktion 
davon Anzeige zu machen. 

$. 45. 
Er ſatz. 

Bei einzelnen Vakanzen in dem Direktorium, welche im Laufe des Jah⸗ 
res durch Tod, Niederlegung des Amtes oder ſonſtiges Ausſcheiden eintreten, 
tritt ſtatt des Ausſcheidenden derjenige Stellvertreter als wirkliches Mitglied in 
das Direktorium ein, welcher bei ſeiner Wahl die meiſten Stimmen erhalten 
hat. Die auf dieſe Weiſe Eintretenden nehmen ihre Stellen bis zur naͤchſten 
ordentlichen Generalverſammlung ein. Ein im Laufe des Jahres ausſcheidender 
Stellvertreter wird durch Wahl in der naͤchſten Generalverſammlung erſetzt. 


$. 46. 
Unentgeltliche Geſchäftsführung. 

Die Mitglieder des Direktoriums und deren Stellvertreter erhalten keine 
Remuneration, ſondern nur Erſtattung fuͤr Auslagen und Koſten nach den 
Saͤtzen der landſtaͤndiſchen Deputirten. 

5. 47. 
Vertretungspflicht. 

Die Direktoren haften der Geſellſchaft fuͤr diejenige Schaͤden, welche ſie 
durch grobes Verſehen verſchulden. Ein Gleiches gilt von denjenigen Stell⸗ 
vertretern, welche in der betreffenden Sache an der Abſtimmung Theil genom⸗ 
men haben. 


§. 48. 
Betheiligung bei Lieferungsgeſchäften. 

Keinem wirklichen oder ſtellvertretenden Mitgliede der Direktion iſt es 
unterſagt, Lieferungsvertraͤge mit der Geſellſchaft zu ſchließen, doch kann ein 
ſolches Mitglied an denjenigen Verhandlungen keinen Theil nehmen, bei denen 
es in ſolcher Weiſe perſoͤnlich betheiligt iſt. f 


(Ne. 21809 UI. Von 
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II. Von dem Ausſchuſſe. 
8. 49. 
Zuſammenſetzung. 

Der Ausſchuß beſteht aus drei Mitgliedern und einer gleichen Anzahl 
von Stellvertretern, dazu beſtimmt, um ein zeitweiſe verhindertes Mitglied zu 
vertreten. 

Ruͤckſichtlich der Qualifikation und Amtsverhaͤltniſſe der Mitglieder treten 
die SS. 36., 38., 39., 44., 45. und 46. in Anwendung. N 

$. 50. 
Vorſitzende. l f 

Der Ausſchuß waͤhlt durch Stimmenmehrheit den Vorſitzenden. Der⸗ 
ſelbe beruft die Verſammlung, ſo oft er es fuͤr noͤthig findet, leitet ſie und 
ordnet die Geſchaͤftsfuͤhrung an. 

In Verhinderungsfaͤllen führt das mit den meiſten Stimmen gewaͤhlte 
wirkliche Mitglied den Vorſitz. | 

$. 51. 
Reſſort. 

Zu dem ausſchließlichen Neffort des Ausſchuſſes gehört die Kontrolle des 
Finanzweſens der Geſellſchaft. Ihm liegt die Pruͤfung der von dem Direktorio 
zu legenden jaͤhrlichen Bilanzen, ſo wie die Abnahme, Monirung und Anerken⸗ 
nung der Rechnungen und Ertheilung der Decharge auf Grund des hieruͤber 
von der Generalverſammlung gefaßten . ob. 

Das Direktorium iſt verpflichtet, dem Ausſchuſſe jede auf das Geſell⸗ 
fhaftsvermögen und deffen Verwaltung bezuͤgliche Auskunft zu ertheilen, und 
zu jeder Zeit die Einſicht in ſeine Buͤcher und Akten zu geſtatten. Das Di⸗ 
rektorium ift ferner gehalten, zu den vorgenommenen ordentlichen und aufer- 
ordentlichen Kaſſenreviſionen ein Mitglied des Ausſchuſſes zuzuziehen, welches 
deſſen Vorſitzender beſtimmt. 

$. 52. 
Sitzungen. 

Der Vorſitzende ladet die Mitglieder des Ausſchuſſes zu den Verſamm⸗ 
lungen deſſelben ſo oft ein, als er es erforderlich erachtet. Außerdem iſt er 
4 auch verpflichtet, ſofern es von den beiden andern Mitgliedern des Aus⸗ 
chuſſes verlangt wird. . rt 

Zaur Faſſung eines gültigen Beſchluſſes ift die Anweſenheit von drei 
Mitgliedern erforderlich, unter denen fih hoͤchſtens zwei Stellvertreter befinden 
duͤrfen. Das Protokoll uͤber die Sitzung fuͤhrt der Syndikus der Geſellſchaft, 
und im Verhinderungsfalle der Generalſekretair. Die Beſchluͤſſe werden durch 
Stimmenmehrheit gefaßt. 

$. 53. 
Amtsdauer. 

Die Amtsdauer der Mitglieder des Ausſchuſſes und ihrer Stellvertreter 
ift ein Jahr, der Termin des jedesmaligen Austritts der 1. Juli. Die erſte 

f Er⸗ 
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Erneuerung des Ausſchuſſes findet am 1. Juli 1845. ſtatt. Die Ausſcheidenden 
ſind wiederum waͤhlbar. Br 

Uebrigens fteht es den Mitgliedern des Ausſchuſſes frei, den Sitzungen 
des Direftorii beizuwohnen, ohne dabei eine andere als berathende Stimme, 
wenn ſolche der Vorſitzende erfordert, zu haben. Ebenſo werden die Mitglieder 
und Stellvertreter des Ausſchuſſes zu den Verſammlungen des Direktorü ſo oft 
eingeladen, als es der Vorſitzende für erforderlich erachtet. 


III. Von den Beamten. 


§. 54. 
i Wahl derfelben. 
Saͤmmtliche Beamten der Geſellſchaft, als der Syndikus, Ober⸗Ingenieur, 
Generalſekretair, Rendant ꝛc. werden von dem Direktorio gewählt, und erhalten 
von demſelben ihre Dienſt⸗Inſtruktion. 


§. 55. 
Der Syndikus. 

Der Syndikus wird aus den in Ratibor wohnenden zur juriſtiſchen 

SER Befaͤhigten gewaͤhlt. Er iſt berechtigt und verpflichtet, den General⸗ 
erſammlungen, den Direktorialkonferenzen und auf beſondere Einladung den 
Sitzungen des Ausſchuſſes beizuwohnen. 

Er hat die Geſellſchaft in allen fie betreffenden Rechtsangelegenheiten, 

owohl in Streitfaͤllen als in andern Sachen mit feinem rechts verſtaͤndigen 

athe zu unterftügen und ift in Prozeſſen und ſchiedsrichterlichen Verhandlun⸗ 
gen beſtaͤndiger Generalbevollmaͤchtigter des Direktoriums mit allen geſetzlichen 
Befugniſſen eines Mandatars in Prozeſſen und mit dem Recht, Definitiv⸗ 
Entſcheidungen in Empfang zu nehmen und Subſtituten zu beſtellen Seine 
Beſtallung, die er von dem Direktorio erhält, iſt feine Vollmacht. Seine Re⸗ 
muneration und die ſonſtigen Bedingungen ſeiner Anſtellung werden durch den 
vom Direktorio mit ihm zu errichtenden Vertrag beſtimmt. 

i $. 56. 

Der Stellvertreter des Syndikus, dazu beſtimmt, denſelben in einzelnen 
Verhinderungsfaͤllen zu vertreten, wird von letzterem ſelbſt erwaͤhlt. Seine Le⸗ 
gitimation wird durch eine von dem Syndikus ertheilte, mit der Genehmigung 
des Direktoriums verſehene Subſtitutionsvollmacht geführt. 

In Prozeſſen erwaͤhlt der Syndikus ſeinen Stellvertreter ohne ſolche 
Genehmigung nach eigener Wahl. 

Ratibor, den 26. Februar 1844. 


(Folgen die Unterſchriften.) 
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Jahrgang 1834. (Nr.. 2450.) 22 Sehe- 
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Schema der Actien. 


Wilhelmsbahn 
Nr 


Einhundert Thaler Preufsisch Courant 
der Wilhelms bahn 
von Cosel nach Oderberg. 


A Unhäber dieser Actie hat zur Casse der Wilhelmsbahn Einhundert 
Thaler Preufsisch Courant baar eingezahlt und nimmt nach Höhe 
is, dieses Betrages, in Gemäfsheit der am ten 18. 
von Sr. Majestät dem Könige von Preufsen Allerhöchst bestätigten 
Statuten, verhältnifsmäfsigen Antheil an dem gesammten Eigentlume 
dem Gewinn und Verlust der Gesellschaft. 

Ratibor, den ten 8. 


A’ even 


’ 


Die Serien der ausgereichten Zins- und resp. Dividenden- Coupons wer- 


den auf der Kehrseite abgesteiupelt. 


Das Directorium der Wilhelmsbahn. 


100 Thlr. 


Sche⸗ 
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Schema der Zinskoupons. 


Erſter Zins kou pon 


zu der 
A! kt tie 
M 
der Wilhelmsbahn. 
(Coſel⸗Oderberger.) 


Inbaber dieſes empfängt am 1. Juli 18.. die halbjaͤhrigen Zinſen der über 
100 Thaler lautenden Aktie AP... mit Zwei Thaler. 
Ratibor, den ten 184 


Das Direktorium der Wilhelmsbahn. 
Stem⸗ 
ns 


Eingetragen im Kouponregiſter N? 


(Nr. 2430) Sche⸗ 
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Schema der Dividendenkoupons. 


Erſter Dividendenkoupon 


zu der 


Ai kit! ilee 
Mr 
der Wilhelmsbahn. 
(Coſel⸗ Oderberger.) 


Inhaber dieſes empfängt diejenige Dividende, welche für das Kalenderjahr 
18.. oͤffentlich bekannt gemacht werden wird. 


Ratibor, den ten 184 
» Das Direktorium der Wilhelmsbahn. 
Stem⸗ 
90.0 


Eingetragen im Dividendenregiſter N? 


